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In der Geschichte Europas hat es nur selten Zeiträume gegeben, in denen in kurzer
Frist mehrere tektonische Verschiebungen gleichzeitig stattfinden: die Erweiterung
der Europäischen Union um zehn neue Mitglieder, der Prozess der Verfassungs-
gebung und die gespaltene Antwort auf Krieg und Frieden.

Die Erweiterung

In Kopenhagen haben die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union am
12./13. Dezember 2002 die Beitritts Verhandlungen mit zehn Ländern abgeschlos-
sen.1 Damit vollziehen sie nicht nur die größte Erweiterung in der Geschichte der
EU, sondern beenden auch die vom Ost-West-Konflikt hinterlassene Teilung Euro-
pas in EU-Mitglieder und -Nichtmitglieder. Im April 2003 haben die Beitrittsländer
- Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, die Tschechi-
sche Republik, Ungarn sowie Zypern - und die EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet.
Der Beitritt erfolgt nach der Ratifizierung des Vertrages in den Beitrittsländern und
den Mitgliedstaaten. Im Zeitplan vorgesehen ist Mai 2004, so dass es den Bürgern
in den neuen Mitgliedstaaten möglich wäre, an den Wahlen zum Europäischen
Parlament im Juni 2004 teilzunehmen. Wie keine der früheren Erweiterungsrunden
wird die Osterweiterung die Union qualitativ verändern, denn
- sie bedeutet das Ende der Regierungspraxis in der EU, die von den Institutionen

und Politikstilen eines Europas der sechs Gründungsstaaten geprägt war;
- sie verdoppelt das Wohlstandsgefälle innerhalb der EU und konfiguriert damit

die Interessenbasis für wirtschafts- und verteilungsrelevante Politiken neu;
- sie dehnt die Grenzen der EU aus bis zur osteuropäischen Kernregion, zum

Balkan und in den Mittelmeerraum;
- sie kann EU-interne Differenzierungsprozesse auslösen, die einen oder mehrere

Gravitationskerne mitgliedstaatlicher Kooperation entstehen lassen.2

Der Erweiterungsprozess ist ein weiter und steiniger Weg „zurück nach Europa".
Der Abschluss der ersten Europaabkommen im Jahre 1991, die Festlegung der
Kopenhagener Beitrittskriterien im Jahre 1993, die Heranführungsstrategie mit
jährlichen Fortschrittsberichten und gezielten Hilfsprogrammen sowie die Beitritts-
partnerschaften waren nur einige Meilensteine auf diesem Weg.

Im März 1998 eröffnete die EU Beitrittsverhandlungen mit einer ersten Gruppe
von sechs Kandidatenstaaten (Tschechien, Zypern, Estland, Ungarn, Polen und
Slowenien), denen im Februar 2000 weitere sechs folgten (Bulgarien, Lettland,
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Litauen, Malta, Rumänien und Slowakei). Gegenstand der Verhandlungen war der
in 31 Kapitel unterteilte gesamte rechtliche Besitzstand der EU, darunter 14.000
Rechtsakte verteilt auf mehr als 80.000 Seiten.

Die Kommission empfahl in ihrem Fortschrittsbericht vom Oktober 2002 die
Aufnahme zehn neuer Mitgliedstaaten. Die Brüsseler Behörde bescheinigte diesen
Beitrittskandidaten eine große Übereinstimmung mit dem Acquis der EU sowie mit
den für dessen administrative und rechtliche Umsetzung nötigen Strukturen. Die
Kommission verwies jedoch zugleich auf gewisse Defizite, die bis zum Beitritt
noch behoben werden sollten. Defizite in der Beitrittsvorbereitung wurden vor
allem in den Bereichen Zoll, Landwirtschaft, Regionalpolitik und Finanzkontrolle
konstatiert. Im Februar 2003 legte die Kommission den mit den Kandidatenländern
abgestimmten Beitritts vertrag dem Ministerrat wie dem Europäischen Parlament
zur Stellungnahme vor. Bevor der Beitrittsvertrag im April in Athen unterzeichnet
werden konnte, musste das Europäische Parlament ihm mit absoluter Mehrheit
zustimmen und der Rat die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten einstimmig beschlie-
ßen. Der Vertrag muss in den Kandidatenländern sowie in der EU-15 von den
Parlamenten ratifiziert werden. In den meisten Beitrittsländern ist nicht nur eine
parlamentarische Ratifikation, sondern auch ein Referendum vorgesehen.

Trotz unbestreitbarer Defizite bietet der im Dezember 2000 ausgearbeitete Ver-
trag von Nizza die institutionelle Grundlage für die Erweiterung der EU. Die EU-
Organe müssen insgesamt neu organisiert und umstrukturiert werden. Im Oktober
2002 einigten sich die EU-Mitgliedstaaten auf die institutionellen Übergangsrege-
lungen für die Zeitspanne zwischen dem Beitritt (1. Mai 2004) und dem Inkraft-
treten des in Nizza vereinbarten Erweiterungsprotokolls am 1. Mai 2005. Der Euro-
päische Rat von Kopenhagen beschloss, dass manche Regelungen von Nizza
bereits zum 1. November 2004 in Kraft treten sollen, so dass die neuen Mitglied-
staaten so rasch wie möglich in das institutionelle Gefüge der EU integriert werden.
- Laut Erweiterungsprotokoll und den Beschlüssen von Kopenhagen gilt nun

bereits ab dem 1. November 2004 eine neue Stimmgewichtung im Rat. Dabei
wird eine Spreizung von drei (Malta) bis 29 Stimmen für die vier bevölkerungs-
reichsten Mitgliedstaaten festgelegt.3 Die Neugewichtung der Stimmen hat auch
eine neue Festlegung der Schwelle für die Gestaltungsmehrheit bzw. Sperrmino-
rität nötig gemacht.4 Die Ergebniskombination aus Neugewichtung und doppel-
ter Mehrheit reduziert den Spielraum für eine gestalterische Mehrheit. Gepaart
mit der Tatsache, dass die EU-Mitgliedstaaten es in Nizza versäumt haben, das
Mehrheitsprinzip substanziell auszudehnen, verschlechtern sich im Ergebnis die
Entscheidungsmechanismen im Rat und damit die Handlungsfähigkeit der
erweiterten Union. Die EU-15 hat sich darüber hinaus darauf verständigt, dass
die gegenwärtige Reihenfolge des turnusmäßigen Wechsels der Ratspräsident-
schaft bis Ende 2006 beibehalten wird. Der Rat sollte spätestens ein Jahr nach
dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten über die Frage der Reihenfolge der
Vorsitze ab 2007 entscheiden, wobei vor allem die Abschaffung des rotierenden
Vorsitzes und diverse Alternative diskutiert werden.5
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- Jeder Mitgliedstaaten wird nach der Erweiterung jeweils nur noch einen Kom-
missar stellen. Die sechs großen Mitgliedstaaten werden auf ihren zweiten Kom-
missar verzichten. Erst wenn die EU 27 Staaten umfasst, soll die Zahl der Kom-
missionsmitglieder unter der Zahl der Mitgliedstaaten liegen. Die Kommissare
sollen ab diesem Zeitpunkt vielmehr auf der Grundlage einer gleichberechtigten
Rotation ausgewählt werden. Das Mandat der Prodi-Kommission reicht noch bis
in das Jahr 2004. Auf dem Kopenhagener Gipfel wurde jedoch beschlossen, die
neuen Mitgliedstaaten bereits ab dem 1. Mai 2004 vollständig in die Kommis-
sion zu integrieren. Nach der Nominierung eines neuen Kommissionspräsi-
denten durch den Europäischen Rat soll das im Juni 2004 neu gewählte Europä-
ische Parlament die neue, erweiterte Kommission prüfen und rasch bestätigen,
damit jene bereits am 1. November 2004 ihre Arbeit aufnehmen kann.

- Das Europäische Parlament soll in einer EU-27 laut der Erweiterungserklärung
von Nizza 732 Abgeordnete umfassen. Die vereinbarte Zusammensetzung des
Parlaments wird sich künftig stärker an den Einwohnerzahlen der Mitglied-
staaten orientieren, obgleich kleinere Länder auch künftig im Verhältnis zu ihrer
Einwohnerzahl deutlich überpräsentiert sein werden. Diskrepanzen bei der Sitz-
verteilung zwischen den derzeitigen Unionsmitgliedern und den beitrittswilligen
Staaten, Tschechien und Ungarn, wurden in den Beitritts Verhandlungen revi-
diert. Einvernehmen haben die EU-Mitgliedstaaten darüber erzielt, dass mit
Beginn der Wahlperiode 2004-2009 die 50 Sitze Bulgariens und Rumäniens, die
beide nicht einer nächsten Erweiterungsrunde angehören, gemäß dem Vertrag
von Nizza unter den Mitgliedstaaten aufgeteilt werden.

Den Staats- und Regierungschefs gelang es in Kopenhagen, einen Kompromiss
zum Finanzkapitel der Beitritts Verhandlungen zu finden. Um den Fahrplan der Ost-
erweiterung einhalten zu können, waren noch zwei Probleme zu lösen: die Kom-
pensation von Beitrittsländern, die unmittelbar nach dem Beitritt zu Nettozahlern
werden, und der Umfang der Direktzahlungen, die Landwirte in den neuen Mit-
gliedstaaten in der Gemeinsamen Agrarpolitik erhalten sollen. Nach Berechnungen
der Kommission würden Malta, Slowenien, Tschechien und Zypern unter den ge-
gebenen finanziellen Bedingungen ihrer Mitgliedschaft zunächst mehr in das EU-
Budget einzahlen als sie daraus erhalten. Dies ergibt sich daraus, dass die neuen
Mitgliedstaaten ab Mai 2004 monatliche Beitragszahlungen an die EU leisten müs-
sen, die ab 2004 anfallenden Transfers (insbesondere Direktzahlungen, Struktur-
und Kohäsionsfonds) an die Mitgliedstaaten aber erst im folgenden Haushaltsjahr
überwiesen werden. Der Europäische Rat von Brüssel unterstützte im Oktober 2002
den Vorschlag der Kommission, die betroffenen Länder durch Pauschalzahlungen
aus dem EU-Haushalt zu entschädigen, beharrte aber auf der Einhaltung der 1999
vereinbarten Ausgabenobergrenze. Die Beitrittsländer forderten dagegen einen Bei-
tragsrabatt, der stufenweise auf den vollen EU-Mitgliedsbeitrag erhöht werden soll.

Ein weiterer Streitpunkt in der abschließenden Phase der Beitrittsverhandlungen
war die Einbindung der künftigen EU-Mitgliedstaaten in das Direktzahlungssystem
für den Agrarsektor. Beim Brüsseler Gipfeltreffen haben die EU-Mitgliedstaaten
den Vorschlag der Kommission übernommen, wonach die neuen Mitgliedstaaten
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bereits ab 2004 Direktzahlungen für ihre Landwirte erhalten sollen. Die Beitritts-
länder lehnten dieses Angebot ab, da es sie zu Mitgliedern zweiter Klasse mache
und ihre Benachteilung für die gesamte Finanzperiode festschreibe. Um bis zum
Kopenhagener Gipfel einen Kompromiss zu erzielen, hatte die dänische Ratspräsi-
dentschaft u.a. vorgeschlagen, den neuen Mitgliedstaaten zu ermöglichen, die
Direktzahlungen aus EU-Mitteln zur Entwicklung des ländlichen Raums aufzu-
stocken. Während Nettozahlerländern wie Deutschland der dänische Kompromiss-
vorschlag zu weit ging, forderten Kohäsionsländer wie Portugal die Aufstockung
ihrer eigenen EU-Transfers. In Kopenhagen einigte man sich auf der Basis der
dänischen Vorschläge und setzte die Kosten der Erweiterung für die ersten drei
Jahre fest. Laut der EU-Haushaltskommissarin Michaele Schreyer straft das
Verhandlungsergebnis all jene Lügen, die bereits angekündigt hatten, dass sich die
Erweiterung zu einem „Haushaltsfiasko" für die EU gestalten werde.

Der Kopenhagener Gipfel beschloss die „Big-Bang-Erweiterung" um bis zu
zehn neue Mitgliedstaaten zum 1. Mai 2004. Bulgarien und Rumänien werden in
absehbarer Zeit folgen. Doch der EU-Erweiterungsprozess ist damit noch nicht
beendet. Andere Staaten, darunter die Türkei sowie die assoziierten Staaten des
westlichen Balkans (allen voran Kroatien), werden ihren Beitrittswunsch weiterhin
mit Nachdruck verfolgen. Die Europäische Union entwickelt jedoch keine stich-
haltige Perspektive für die Zeit nach einer EU-27 - weder im Hinblick auf die inter-
nen Disparitäten und Konflikte einer erweiterten EU noch für die potentiellen
Beitrittskandidaten einer nächsten Erweiterungsrunde. Möglicherweise liegt hier
der notwendige Ansatz einer „differenzierten Integration", bei der sich ein Kern
integrationswilliger Mitgliedstaaten vom Rest der Gemeinschaft absetzen könnte.

Die EU wird einige Jahre der Konsolidierung benötigen, um sich den neuen
Realitäten einer erweiterten Union anzupassen. Die Verschiebung nachfolgender
Erweiterungsschritte in eine absehbare Zukunft wäre die Folge. Eine Ungewisse,
weil ferne Beitrittsperspektive dürfte die Orientierungskraft als Anker demokrati-
scher Stabilität und ökonomischer Reform in den beitrittswilligen Staaten verlieren.
Die Europäische Union sollte daher bereits frühzeitig eine verbindliche und kohä-
rente Strategie für den Post-Erweiterungsprozess erarbeiten.

Der Prozess der Verfassungsgebung

Europa gibt sich eine Verfassung.6 Ein solches Grundlagendokument bietet die
Chance, Effizienz und Transparenz nicht nur als hehre Ziele auf Papier zu verein-
baren, sondern diese Prinzipien praxistauglich auszugestalten. Wie bitter nötig dies
ist, hat einmal mehr der außenpolitische Scherbenhaufen verdeutlicht, den nationa-
le Sonderwege im Irakkonflikt hinterlassen haben. Dem europäischen Einigungs-
weg öffnen sich zwei alternative Entwicklungsmöglichkeiten: Entweder eine Art
Lernschock, der zu echten Integrationsfortschritten führt, oder der Virus des Miss-
trauens wird weiter grassieren und Europa von innen angreifen. Notwendig sind
gemeinsames strategisches Denken und die Einsicht, dass wir nur gemeinsam mehr
Einfluss auf die weltpolitischen Entwicklungslinien nehmen können. Die Entwick-
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lung dieser Art politischer Kultur erfordert ein festes Fundament in Form einer
europäischen Verfassung .Wenn es der Europäischen Union gelingt, die Frage nach
ihrer künftigen Verfasstheit umfassend zu beantworten, wird man von einem histo-
rischen Erfolg sprechen können. Doch der Konvent drohte sich im Klein-
gedruckten, in der Debatte um Punkt und Komma, zu verzetteln. In homöopathi-
schen Dosen wurden einzelne Artikel und Abschnitte diskutiert. Ein künftiges euro-
päisches Grundlagendokument muss die Verfassungstraditionen der Mitglied-
staaten berücksichtigen, das Aufgabenprofil der EU schärfen, Führung gewährleis-
ten, die Handlungsfähigkeit eines großen Europa sichern sowie die Weiterentwick-
lung der Verfassungsgemeinschaft ermöglichen.

Der Konvent hat seinen Entwurf einer Verfassung für die EU vorgelegt.7 In
einem in sich geschlossenen Text wurde in vier Teilen und insgesamt 460 Artikeln
das Fundament der europäischen Einigung neu vermessen. Es wurde einiges
erreicht, was vor Jahresfrist noch unmöglich schien: Die Zusammenführung der
bisherigen Verträge in einem Gesamtdokument, die Aufnahme der Grundrechte-
charta, die Ausdehnung von Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat und die Stär-
kung des Europaparlaments im Gesetzgebungsverfahren sind Glanzpunkte. Diese
und andere Fortschritte heben die bestehenden Verträge auf ein neues Niveau.

Doch in vielerlei Hinsicht konnten die Defizite aus 50 Jahren Integrations-
geschichte nicht gelöst werden. Die undurchsichtige Struktur und die mangelhafte
Lesbarkeit des Entwurfs, die weit gehende Beibehaltung des Einstimmigkeits-
prinzips in der Außen- und Sicherheitspolitik, das Vorschlagsrecht des Europä-
ischen Rates bei der Auswahl des Kommissionspräsidenten oder die unreichende
Reform des Ministerrates konterkarieren die Bürgernähe und die Handlungs-
fähigkeit eines großen Europa. So wird die erweiterte Europäische Union ihr Poten-
tial nicht voll ausschöpfen können. Vor allem ist das Ergebnis den Bürgern kaum zu
vermitteln - eine europäische Verfassungsidentität wird so nicht gefördert. Es ist
kein klassischer Verfassungstext, der die Grundlagen der EU als Schicksalsgemein-
schaft in einfacher und abstrakter Form vermittelt. Zurecht spricht der Entwurf
daher von einem „Vertrag über eine Verfassung". Denn genau darum handelt es
sich, um einen Verfassungsvertrag und nicht eine vollendete Verfassung.

In der Summe bedeuten die Konventsergebnisse jedoch einen signifikanten
Schritt nach vorn. Sie gehen weit über das hinaus, was eine konventionelle Regie-
rungskonferenz erreichen hätte können und revidieren einige der größten Fehl-
entwicklungen des Vertrages von Nizza - vor allem wird eine Verkleinerung der
Kommission und ein einfacheres Beschlussverfahren im Rat angestrebt. Nun gilt es
Sorge dafür zu tragen, dass diese neue Stufe der Integration auch Verfassungs Wirk-
lichkeit wird und in Kraft treten kann. Ohne die richtigen Weichenstellungen droht
die Arbeit des Konvents in der anstehenden Regierungskonferenz unterzugehen und
als weitere Blaupause einer möglichen Verfassung ins Archiv der Integrations-
geschichte eingestellt zu werden. Denn bevor die Verfassung für die Bürger und
Staaten der EU Geltung erlangt, muss sie eine Reihe von Nagelproben überstehen.

Nachdem der Konventsentwurf der Staats- und Regierungschefs in Thessaloniki
vorgelegt wurde, kann der Konvent bis Mitte 2003 noch letzte Hand anlegen. Dann
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wird die im Herbst beginnende Regierungskonferenz alle Veränderungen des Status
quo kritisch durchleuchten, bevor die Verfassung den Ratifizierungsprozess in 25
Mitgliedstaaten durchlaufen muss. Und letztlich müssen die Bürger die Verfassung
als Grundlagendokument der Einheit Europas akzeptieren. Um diese Bewährungs-
proben zu meistern, sind folgende Weichenstellungen notwendig:
- Erstens sollte der Konvent die verbleibenden Sitzungen bis Mitte Juli 2003 nut-

zen, um die noch revidierbaren Schwachpunkte des Entwurfs zu optimieren.
Dies betrifft vor allem die Straffung der Arbeitsweise sowie die weitgehende
Abschaffung des Vetorechts im Ministerrat, um Stillstand in einer EU mit 25 und
mehr Mitgliedstaaten zu verhindern. Zudem sollte die Wahl des Kommissions-
präsidenten vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Das Europäische Parlament
sollte den Kommissionspräsidenten wählen, der anschließend von den Staats-
und Regierungschefs bestätigt werden sollte - und nicht umgekehrt, wie im
Vertragsentwurf vorgesehen.

- Zweitens muss verhindert werden, dass die im Herbst 2003 beginnende Regie-
rung skonferenz das Gesamtpaket aufschnürt und die bereits erreichten Fort-
schritte im Streit der nationalen Partikularinteressen zerrieben werden. Schon
legen die ersten Regierungen die Axt an das Konventswerk: Österreicher und
Polen sprechen sich weiterhin gegen einen hauptamtlichen Präsidenten des
Europäischen Rates aus, die Schweden, Österreicher, Iren und manch neues
Mitgliedsland wollen keine Verkleinerung der Kommission dulden und die
Briten wollen keine Mehrheitsentscheidungen in der Außen- und Sicherheits-
politik zulassen. Der Entwurf birgt sicher für jeden Mitgliedstaat einige nur
schwerlich akzeptable Bestandteile, doch trägt der Kompromiss nur, wenn er
nun nicht wieder in seine Bestandteile zerlegt wird. Der Konventsentwurf sollte
daher von allen Regierungen nicht als offener Vorschlag, sondern als verbindli-
che Grundlage für die kommende Regierungskonferenz verstanden werden. Dies
sollte sich in Zeitplan und Auftrag für die Regierungskonferenz niederschlagen.

- Drittens muss schon jetzt darüber nachgedacht werden, wie der Verfassungs-
vertrag vermittelt werden kann. Denn letztlich müssen die Bürger diesen als
Identität stiftendes Dokument der Einheit Europas akzeptieren. Dazu ist eine
langfristig angelegte Initiative notwendig, um den Verfassungsvertrag auf euro-
päischer, nationaler, regionaler und kommunaler Ebene in eine breite Öffent-
lichkeit zu tragen. Nur so kann ein positiver Ausgang der notwendigen Referen-
den und Ratifikationsprozesse in den Mitgliedstaaten sichergestellt werden.

Präsident Giscard d'Estaing hatte bereits zu Beginn der Konventsberatungen eine
Verfassung eingefordert, die 50 Jahre Bestand haben möge. Diesen Anspruch erfüllt
der Verfassungsentwurf nicht. Auch wenn sich die Regierungen der Mitgliedstaaten
den Konventstext zu eigen machen sollten, bleibt dieser in zentralen Punkten hin-
ter den Anforderungen an eine handlungsfähige, demokratische und transparente
Union zurück. Mit Blick auf die stetig wachsende Mitgliederzahl und die zuneh-
menden Herausforderungen an die EU wird daher bereits in wenigen Jahren eine
weitere Reformrunde nötig sein. Diese kann durchaus wieder einem Konvent über-
tragen werden - mit dem Auftrag, die Verfassung Europas zu vollenden.
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Die gespaltene Antwort auf Krieg und Frieden

Die Weltpolitik steht vor einer Epoche der Unordnung, der Risiken und Krisen.
Noch nie besaßen so viele Staaten ein solch großes Potential an Massenvernich-
tungswaffen. Noch nie war dieses zerstörerische Potential in der Hand solch unkal-
kulierbarer Akteure - Dikaturen, Staaten im Zerfall, terroristische Netzwerke. Fast
täglich liefert die Meldungslage neues Belegmaterial für diesen Eintritt in eine neue
Ära riskanter Unordnung. Sei es die Kündigung des Atomwaffensperrvertrages
durch Nord-Korea, seien es die palästinensischen Selbstmordattentate in Israel, die
Anschläge der AI Qaida an vielen Orten, die Instabilität in Afghanistan oder die
Eskalation des Konflikts zwischen dem Irak und den USA. All diesen gefährlichen
Entwicklungen stehen keine neuen Ordnungsformen gegenüber, die weltpolitisch
Halt und Zuverlässigkeit bieten können: Die einzig verbleibende Supermacht hat zu
einer Politik der Welt-Hegemonie weder Wille noch Potential. Die Politik folgt in
ihren ausgreifenden Formen dem nationalen Interesse der Existenzsicherung und
nicht dem Plan einer Weltherrschaft. Die amerikanische Politik verbindet dabei das
Gespür für die eigene, überragende Macht mit der traumatischen Erfahrung der
Verletzbarkeit. Die Vereinten Nationen als Weltorganisation verfügen nicht über die
formative Kraft und Durchsetzungsfähigkeit, die für die Ordnung einer neuen Ära
benötigt wird. Auch das in der Abschreckung zusammenspielende Tandem der
Bündnisse von Nato und Warschauer Pakt existiert nicht mehr. Entsprechend erra-
tisch ragt die Nato aus dieser Zeit in die Gegenwart hinein und entsprechend ratlos
wirkt ihr Erscheinungsbild.

Und welche weltpolitische Antwort bietet Europa darauf? Selbstmitleid, Bekun-
dungen der Ohnmacht und Kritik an Anderen. Man werde von den USA nicht oder
nur unzulänglich konsultiert. Die USA nähmen die Kooperationsangebote nicht an.
Washington ginge sowieso seinen eigenen nationalen Weg, notfalls unilateral. Mal
stellt sich Europa in den Schmollwinkel, mal ins weltpolitische Abseits. Nirgends
ist ein weltpolitisch ordnender Einfluss spürbar - weder bei der Einfriedung der
Massenvernichtungswaffen, noch im Konflikt mit dem Irak, dem Kampf gegen den
Terror oder bei der Überwindung des Antagonismus im Nahen Osten. Dies muss
zunächst verwundern, verfügt doch Europa über herausragendes weltpolitisches
Potential. Nach dem Zerfall der bipolaren Grundstruktur ordnet sich die Konstella-
tion weltpolitischer Macht neu, eine nur unipolare Struktur, eine neue „Pax Ameri-
cana", widerspräche der Komplexität von Weltpolitik und Weltwirtschaft wie den
Interessenlagen und Handlungsmöglichkeiten anderer Akteure. Die internationale
Politik werden künftig drei Strukturmuster bestimmen: die regionale Kooperation,
die globale Interessenvertretung und die ordnungsprägende Rolle von Staaten. Im
Vergleich zu anderen potentiellen Weltmächten - China, Japan, Russland, Indien -
kommt das Potential der Europäischen Union dem der Weltmacht USA am nächs-
ten. Es ist ihm in wichtigen Teilen sogar überlegen. Nicht erst seit 1989 ist das inte-
grierte Europa eine Weltmacht im Werden. Die EU bündelt materielle und institu-
tionelle Ressourcen in höherem Maße als die meisten Staaten der Welt. Ihre
Schwäche liegt jedoch in der Lücke zwischen Potential und politischer Infra-
struktur, in der wirksamen Bündelung der politischen Energien und im fehlenden
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Denken in weltpolitischen Kategorien. Die Europäische Union ist, zusammen gese-
hen mit dem politischen, wirtschaftlichen und militärischen Gewicht ihrer Mitglie-
der, weit mehr als eine Regionalmacht. Die Agenda der Nachbarschaftspolitik der
EU umfasst Herausforderungen und Akteure von weltpolitischer Brisanz: Ihre
Außengrenzen markieren geopolitische Scheidelinien der neuen Weltpolitik. Mit
den nicht-integrativen Schlüsselstaaten ihrer Nachbarschaft wird die Bildung stra-
tegischer Partnerschaftsbeziehungen erforderlich: Russland, Ukraine und, zumin-
dest für eine Zwischenzeit, die Türkei.

Die Schlüsselfrage lautet zu diesem Hintergrund: Kann Europa dieses Potential
in weltpolitische Gestaltungsmacht übersetzen? Im Kern fehlen Europa für ein
weltpolitisches Handeln nicht nur ein operatives Zentrum, es fehlt vor allem ein
strategisches Denken. Die großen Mächte Europas haben allesamt ihre weltpoliti-
sche Komponente eingebüßt - Großbritannien, Frankreich und Spanien mit dem
Verlust ihrer Imperien und Kolonialreiche, Deutschland mit seinen kriegsauslösen-
den wahnhaften Ausbrüchen, die zu einer Tabuisierung eines Denkens in weltpoli-
tischen Interessenkategorien führte. Keiner dieser Staaten hat den Führungswillen
entwickelt, den nationalen Verlust seines weltpolitischen Horizonts nun europäisch
zu kompensieren. Es existiert keine Agenda, die Europa in Krisen und Konflikten
eine Orientierung geben könnte. Dies fehlt für die transatlantische Auseinander-
setzung ebenso, wie für den Nahen Osten, für die ethnischen Explosionen auf dem
Kaukasus wie in Südostasien, für den Kaschmirkonflikt wie für den Staatenzerfall
in Afrika. Erst wenn es Europa gelingt, eine Kultur des weltpolitischen Denkens zu
entwickeln, wird es eine markante gestalterische Relevanz erhalten. Europa braucht
ein rationales Kalkül seiner weltpolitischen Interessen.

Künftige Historiker werden die Zeit vom Anschlag auf das World Trade Center
bis zum Irak-Krieg als Beginn einer neuen Epoche der Weltgeschichte definieren.
Sie werden das Ende des Ost-West-Konflikts als Inkubationsphase für eine Zeiten-
wende feststellen, deren vollständige Konsequenzen von den Zeitgenossen nicht
auf dem Begriff zu bringen waren. Entsprechend erratisch und konfus reagiert die
Weltpolitik, entsprechend verwirrt äußert sich das intellektuelle Leben. Fast nichts
gilt mehr, was bisher der Weltpolitik ihr spezifisches Profil und ihre halbwegs ver-
lässliche Orientierung gegeben hat. Es ist also aller Mühe wert, die Konstellationen
der neuen Zeit aufzuspüren. Zehn Folgen des Krieges für die Zukunft der interna-
tionalen Politik lassen sich erkennen:
1. Am Anfang war der Terror.8 Nicht, dass alles von ihm ausgegangen sei, aber der

Anschlag des 11. September 2001 setzte Kräfte frei, löste Traumata aus, lenkte
den Blick auf Gefahren, die bis dahin eher hintergründig geblieben waren. Lange
im Hintergrund des Ost-West-Konflikts schwelende Konflikte wurden entfesselt.

2. Der Terror unterläuft die Prämissen der bisherigen Sicherheit. Das leitende Prin-
zip war seit jeher der Gedanke der Abschreckung. Diese Überlegung hat über
Jahrzehnte den Frieden zwischen Ost und West gesichert. Einer solchen Ratio
aber folgt heute das globale, professionelle Netzwerk des Terrors nicht. Es kal-
kuliert nicht im traditionellen Sinne sein Risiko, weil ihm göttliche Verheißung
zugesagt wird. Der Terror ist nicht mehr der klassische Feind von außen. Er
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befindet sich gleichzeitig innerhalb und außerhalb der attackierten Gesellschaft.
Die Unterscheidung zwischen innerer und äußerer Sicherheit wird aufgehoben.

3. Der Terror hat die amerikanische Nation existentiell getroffen. Erstmals im eige-
nen Land verwundbar, praktisch wehrlos der unberechenbaren Attacke ausge-
setzt - das amerikanische Selbstverständnis muss den Krieg gegen den Terror
aufnehmen, weil es das Überleben der Nation bedroht sieht. Deshalb steht der
Krieg gegen den Irak auch nicht als singuläres Ereignis.9 Nach Afghanistan kam
Irak, danach werden weitere Schauplätze folgen: Nord-Korea, Iran, Syrien,
Saudi-Arabien, Pakistan. Von wo auch immer die Bedrohung ihren Ausgangs-
punkt findet, Amerika wird seine eigene nationale Existenz sichern - falls not-
wendig auch ohne die Unterstützung internationaler Organisationen wie der
Vereinten Nationen oder ohne völkerrechtliche Legitimation.

4. Die elementaren Wahrnehmungen, die Bilder von Risiko und Bedrohung driften
in Europa und Amerika weit auseinander. Dieser Kontinentaldrift kann eines
Tages zum transatlantischen Kulturbruch führen. Natürlich sind die gemeinsa-
men Wurzeln der aufgeklärten Gesellschaft, des Prinzips der Freiheit und der
Vernunft heute nicht einfach verschwunden. Und auch die engen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Verflechtungen bleiben relevant. Aber alles das
wird mehr und mehr überlagert von der Differenz zum Einsatz von militärischer
Gewalt, zu den Fragen von Krieg und Frieden. Europa war in den Jahrzehnten
des Ost-West-Konflikts durch den amerikanischen Schutz fürsorglich von den
Härten der realen Kämpfe abgeschirmt. Europa aber saß dem Irrtum auf, für die
Ewigkeit von den Brutalitäten des Lebens verschont zu bleiben. Der europäische
Pulsschlag hatte einen pazifistischen Rhythmus angenommen. Wenn zwei
Gesellschaften die Schlüssel-Herausforderungen zu ihrer Existenzsicherung so
unterschiedlich beantworten, dann erodiert ihre Partnerschaft von innen.

5. In der Wahrnehmung der übrigen Welt ist die einzig verbliebene Supermacht
offenbar bereit, ihren hegemonialen Status voll auszuleben. In einem Reflex löst
dies Versuche aus, Koalitionen auf Zeit zu bilden, die eine amerikanische Hege-
monie relativieren und einhegen könnten. Nur so ist die Entschiedenheit erklär-
bar, mit der jedes eigenartige Bündnis aus Frankreich, Deutschland, Russland
und China zustande gekommen ist. Jeder dieser Partner hat aus unterschied-
lichen Gründen das gemeinsame Interesse, sich dem Magnetismus der letzten
Weltmacht zu entziehen. Der Hegemon soll durch die Bildung von Gegenmacht
gezähmt werden.

6. Amerika antwortet auf diesen Konstellationswandel mit einer Strategie der
Kooperation ä la carte. Es wählt sich einzelne Länder aus, lockt mit Wirtschaft
und Prestige - auch wenn darüber internationale Organisationen, die bis gestern
nützlich waren, beschädigt werden. Auf die EU wird der klassische Imperativ
„Divide et impera" angewandt. Der symbolische Höhepunkt war der Brief der
acht europäischen Staaten als Solidaritätserklärung an Amerika. Dieses Schrift-
stück wurde zum Dokument der Spaltung Europas. Amerika wird dies besten-
falls mit nostalgischer Wehmut erfüllen, denn seine elementaren Interessen lie-
gen woanders.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2002/2003 21



DIE BILANZ

7. Das Ende der alten Atlantischen Gemeinschaft bedeutet in größerem histori-
schen Abstand gesehen nichts anderes als eine Rückkehr zur Normalität. Ame-
rika und Europa sind sich von Beginn an ihrer Unterschiedlichkeit, aber auch
ihrer wechselseitigen Anziehungskraft bewusst. Diese dialektische Spannung
wurde für eine Ära weitgehend außer Kraft gesetzt: Der Ost-West-Konflikt
erzwang gewissermaßen eine Gemeinsamkeit der Weltbilder, die Bildung einer
strategischen Gemeinschaft. Mit dem Ende des Kalten Krieges ist diese Sonder-
phase in der Geschichte der europäisch-amerikanischen Beziehungen beendet,
die traditionellen Spannungen und Ambivalenzen kehren zurück.

8. Das Handeln der Amerikaner, der Krieg gegen den Irak, hat nun Europa tief
gespalten. Der Krieg gegen den Irak hat ganz elementare Existenzfragen aufge-
rufen, auf die seitens der europäischen Staaten mit dem Rückgriff auf ihre diver-
sen nationalen Dispositionen reagiert wurde. Zu unterschiedlich sind die ge-
schichtlichen Traumata, als dass sich eine gemeinsame Basis ergäbe. Konse-
quent schlagen die Europäer nationale Wege ein, vielfach entlang der Bezie-
hungsebene zu den USA. So wird erklärbar, dass die ost- und mitteleuropäischen
Staaten dem Magnetismus von Markt und Macht Amerikas nachgeben. Blair und
Aznar kompensieren ihren bisher mangelnden Einfluss auf die Gestaltung Konti-
nentaleuropas mit dem weltpolitischen Glanz und der ökonomischen Perspektive
an der Schulter Amerikas. Das Vertrauen unter den Europäern zeigt tiefe Risse.

9. Die neue Weltlage trifft Europa zum denkbar ungünstigsten Zeitpunkt. Die
Erweiterung der Europäischen Union bringt eine Entgrenzung des Raumbildes
für Europa mit sich. Die Reichweite der Integration wird nicht mehr geogra-
phisch bestimmt. Es gibt gleichermaßen gute Argumente für und gegen einen
Beitritt der Türkei, der Ukraine oder Marokkos. Die Dinge sind der Beliebigkeit
anheim gestellt. Die Frage nach der Identität Europas wird somit gestellt. Europa
steht an einem Punkt, an dem die Auseinandersetzung über Grundfragen - weit
über die Themen des Verfassungskonvents hinaus - unerlässlich ist.

lO.Der Druck zur Veränderung wird durch zahlreiche Strukturentwicklungen der
Weltpolitik verschärft: durch Bevölkerungswachstum und Umverteilungs-
kämpfe; alternde Gesellschaften in den modernen Staaten und extrem junge
Gesellschaften in vielen Entwicklungsländern; durch Fundamentalismus und
Hass auf die große Symbolmacht westlicher Zivilisation; durch Modernisierung
vieler Länder und mögliche kriegerische Auseinandersetzung um Energiereser-
ven, Wasservorräte und fruchtbare Nahrungsmittelregionen.

Wenn man diese zehn Profillinien zusammennimmt, dann wird klar, warum eine
Deutung und Interpretation der neuen Zeit so schwierig ist. Da existieren Macht-
konglomerate von nie da gewesener Dimension; da ist die Verwundbarkeit von
Gesellschaften größer als je zuvor; die frühere globale Ordnung hat sich in eine
Anarchie der Konflikte aufgelöst. Die großen Dramen der Menschheitsgeschichte
werden offenbar erst künftig geschrieben. Die Verlässlichkeit von Friedenserfah-
rungen gehört offenbar der Vergangenheit an. Die Politik verliert nach innen und
außen ihre Kohäsion. Europa kann auch scheitern.
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